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Text 

Befreiende Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte 

§ 245. (1) Tochterunternehmen, die in Österreich ihren Sitz haben und in einen Konzernabschluß 
samt Konzernlagebericht einbezogen sind, der nach österreichischen oder diesen gleichwertigen 
ausländischen Vorschriften aufgestellt und geprüft worden ist, haben nur dann einen Teilkonzernabschluß 
aufzustellen, wenn dies spätestens sechs Monate vor Ablauf des Konzerngeschäftsjahres vom 
Aufsichtsrat oder von einer Minderheit, deren Anteile den zehnten Teil des Nennkapitals oder den 
anteiligen Betrag von 1 400 000 Euro erreichen, verlangt wird; ist eine inländische Tochtergesellschaft 
nur in einen ausländischen Konzernabschluß einbezogen, so können Anteilsberechtigte, die über den 
zwanzigsten Teil des Nennkapitals oder den Nennbetrag von anteiligen Betrag von 700 000 Euro 
verfügen, das Verlangen stellen. 

(2) Ist nach ausländischem Recht ein Zwischenabschluß im Sinne des § 252 Abs. 2 nicht 
aufzustellen, so ist dennoch der ausländische Konzernabschluß gleichwertig, wenn der Abschlußstichtag 
um höchstens drei Monate vor dem Stichtag des Konzernabschlusses liegt. 

(3) Bei Wegfall der Befreiung gemäß Abs. 1 gilt § 246 Abs. 2 sinngemäß. 

(4) Der Bundesminister für Justiz wird ermächtigt, durch Verordnung festzustellen, ob die in einem 
anderen Staat geltenden Vorschriften für die Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte gleichwertig 
sind, welche Voraussetzungen im Ausland aufgestellte Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte 
erfüllen müssen und wie die Befähigung von Abschlußprüfern beschaffen sein muß, damit der 
Konzernabschluß nach Abs. 1 gleichwertig ist. Erforderlichenfalls sind zusätzliche Angaben und 
Erläuterungen zum Konzernabschluß vorzuschreiben, um die Gleichwertigkeit dieser Konzernabschlüsse 
und Konzernlageberichte mit solchen nach diesem Gesetz herzustellen. 

(5) Die Befreiung nach Abs. 1 darf nicht in Anspruch genommen werden, wenn von dem zu 
befreienden Tochterunternehmen Aktien oder andere von ihm ausgegebene Wertpapiere an einem 
geregelten Markt im Sinne des § 1 Abs. 2 BörseG oder an einem anerkannten, für das Publikum offenen, 
ordnungsgemäß funktionierenden Wertpapiermarkt in einem Vollmitgliedstaat der OECD zum Handel 
zugelassen sind. 


